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Vorwort

Der Beginn des Jahres 2005 ist für das Recht der betrieblichen Altersversor-
gung mit einigen einschneidenden Änderungen verbunden, welche insbeson-
dere das Steuer-, aber auch das Arbeitsrecht der so genannten „zweiten Säule“
der Versorgung betreffen.

So misst der Gesetzgeber mit dem Alterseinkünftegesetz der lebenslangen
Altersversorgung erhebliches Gewicht bei und bevorzugt diese Leistungs-
form vor der Auszahlung einmaliger Kapitalbeträge. Arbeitsrechtlich wirkt
sich diese Fokussierung auf lebenslange Leistungen in einer Reduzierung der
Abfindungsmöglichkeiten von Versorgungsrechten aus. Steuerrechtlich wer-
den Versorgungsmodelle, welche lebenslange Versorgungsleistungen vorse-
hen, zumindest bei versicherungsförmigen Durchführungswegen in erheb-
lich stärkerem Maße gefördert als Modelle mit Kapitalleistung.

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber die bisher vorherrschende Differenzie-
rung zwischen der vorgelagerten und der nachgelagerten Besteuerung der
einzelnen Durchführungswege weiter aufgeweicht, um im Ergebnis eine
weitgehende nachgelagerte Besteuerung zu erreichen. Die entsprechenden
steuerrechtlichen Änderungen betreffen insbesondere die versicherungs-
förmigen Durchführungswege Pensionskasse, Direktversicherung und Pen-
sionsfonds. Jedoch sind auch steuerliche Bestimmungen im Bereich der
Direktzusage und der Unterstützungskasse von den Änderungen des Gesetz-
gebers betroffen.

Schließlich soll die berufliche Freizügigkeit auch im Rahmen betrieblicher
Versorgungsrechte erleichtert werden. Aus diesem Grunde hat der Gesetzge-
ber neue Möglichkeiten zur Mitnahme von Versorgungsrechten (sog. Porta-
bilität) geschaffen, welche in Teilbereichen sogar in einem einseitigen Mit-
nahmerecht des Versorgungsberechtigten gipfeln.

All diese Änderungen haben uns dazu bewegt, für die betriebliche Praxis das
neue Umfeld des Betriebsrentengesetzes im größeren Kontext darzustellen.
Unser Anliegen ist es, den Betroffenen zielgerichtet die wesentlichen Grund-
züge dieser komplexen Rechtsmaterie darzustellen, wie sie sich seit dem
Alterseinkünftegesetz ergeben. Hierbei haben wir sowohl das Arbeits-, als
auch das Steuer- und das Sozialversicherungsrecht berücksichtigt, da wir der
Meinung sind, dass diese drei Rechtsmaterien die Grundlage darstellen, um
die vielfältigen Fragen der betrieblichen Altersversorgung sachgerecht ange-
hen zu können. Die weiteren speziellen Rechtsgebiete der Versicherungsauf-
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sicht und des Versicherungsvertragsrechts werden insoweit berücksichtigt,
als sie zum Verständnis der Materie erforderlich sind.

Betriebsrenten sind für eine funktionierende Wirtschaft ein unerlässlicher
Bestandteil. Dieses Buch wurde daher verfasst, um den Firmen und den
Arbeitnehmern einen Wegweiser für die aktuellen, wesentlichen Fragen des
Betriebsrentenrechts ab dem Jahre 2005 zur Verfügung zu stellen. Es versteht
sich nicht als allumfassende Abhandlung sämtlicher Problemstellungen, son-
dern will das Erfahrungswissen, welches sich im jahrelangen Umgang mit die-
ser Materie ansammelt, komprimiert und mit Fokus auf die zukünftige Hand-
habung der betrieblichen Altersversorgung weitergeben. 

An dieser Stelle möchten wir uns bei den Kollegen für die umfassende Unter-
stützung sowie die zahlreichen Hinweise und Anmerkungen bedanken, die
sehr zum Gelingen dieses Buches beigetragen haben.

Grünwald, im Februar 2005 Dr. Christoph Bode
Thomas Obenberger

Vorwort
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